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Drudtsache 1329 


Antrag 

der Abgeordneten Stücklen, Griem, Schmücker 
und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 27 a des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb vom 7. Juni 1909 (Reidis- 
gesetzbl. S. 499) in der Fassung der Ver- 
ordnung des Reichspräsidenten zum Schutze 
der Wirtschaft vom 9. März 1932 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 122) in der Fassung der Ver- 
ordnung zur Änderung des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb vom 8. März 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 480) erhält fol- 
gende Fassung: 

4 27 a 

Die Fandeswirtschaftsministerien ordnen 
durch Rechtsverordnung oder Verwaltungs- 
anweisung bei überfachlichen Berufsvertre- 
tungen der gewerblichen Wirtschaft die Ein- 
richtung von Gütestellen zur Schlichtung von 
Wettbewerbsstreitigkeiten (Einigungsämter) 
an. 

Die Einigungsämter bestehen aus einem 
Vorsitzenden, der die Befähigung zum Rich- 


teramt hat, und zwei Beisitzern, die sachver- 
ständige Gewerbetreibende sind. Jede Partei 
kann beantragen, daß ein Beisitzer im Ein- 
vernehmen mit ihr benannt wird. Ein Bei- 
sitzer ist von der Ausübung seines Amtes ln 
den in § 41 der Zivilprozeßordnung vorge- 
sehenen Fällen ausgeschlossen. Für die Ab- 
lehnung von Beisitzern gelten die Vorschrif- 
ten der §§ 42 und 43 der Zivilprozeßord- 
nung entsprechend. Über das Ablehnungs- 
gesuch entscheidet die vom Landeswirtschafts- 
ministerium bestimmte Verwaltungsbehörde 
oder Körperschaft des öffentlichen Rechts 
ohne mündliche Verhandlung endgültig. § 44 
Abs. 2 bis 4 der Zivilprozeßordnung findet 
entsprechende Anwendung. 

Die Einigungsämter können von allen Ge- 
werbetreibenden und Verbänden der gewerb- 
lichen Wirtschaft sowie von deren Anspruchs- 
gegnern zu einer Aussprache mit dem Geg- 
ner über jeden Streitfall angerufen werden, 
der sich auf Wettbewerbshandlungen im ge- 
schäftlichen Verkehr bezieht. Für die Zu- 
ständigkeit gilt § 24. Soweit der Beklagte 
keine gewerbliche Niederlassung hat, ist das 
Einigungsamt zuständig, in dessen Bezirk die 
Handlung begangen ist. 
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Aufgabe des Einigungsamtes ist es, einen 
gütlichen Ausgleich anzustreben. Aus dem 
vor ihm geschlossenen Vergleich findet unter 
entsprechender Anwendung des § 797 a der 
Zivilprozeßordnung die Zwangsvollstreckung 
statt. Wird der Vergleich nicht angenommen, 
kann sich das Einigungsamt über den Streit- 
fall gutachtlich äußern. 

Der Vorsitzende des Einigungsamtes kann 
das persönliche Erscheinen der Parteien an- 
ordnen. Gegen eine unentschuldigt ausblei- 
bende Partei kann das Einigungsamt oder die 
vom Landeswirtschaftsministerium bestimmte 
Verwaltungsbehörde oder Körperschaft des 
öffentlichen Rechts eine Ordnungsstrafe in 
Geld festsetzen, die im Verwaltungszwangs- 
verfahren beigetrieben wird. Unabhängig 
hiervon kann das Einigungsamt bei Nicht- 
erscheinen auch nur einer Partei nach Lage 
der Akten verhandeln und sich über den 
Streitfall gutachtlich äußern. Gegen die Straf- 
festsetzung ist -die sofortige Beschwerde an 
das für den Bezirk des Einigungsamtes zu- 
ständige Landgericht (Kammer für Han- 
delssadien oder, falls es an einer solchen fehlt, 
Zivilkammer) zulässig. 


Wird ein Anspruch nach Absatz 3 vor dem 
ordentlichen Gericht geltend gemacht, ohne 
daß das hierfür zuständige Einigungsamt 
vorher angerufen worden ist, kann das Ge- 
richt auf Antrag der Parteien unter Fest- 
setzung eines neuen Termins auf geben, bis 
zu diesem Termin das Einigungsamt zur Her- 
beiführung eines Ausgleichs anzurufen. Für 
den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung gilt diese Ermächtigung nur mit 
Zustimmung der Parteien. Absatz 3 Satz 3 
und Absatz 5 gelten in diesem Falle nicht.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überl eitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
Icitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, iden 1. April 1955 
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